
Frau bestimmte Privilegien erhält, weil sie weiblichen 
Geschlechts ist. Davon muß das Arbeitsrecht ausgehen. 
Für seine praktische Verwirklichung heißt das jedoch 
gleichzeitig, W. I. L e n i n s  Hinweis zu beachten, daß 
„Gleichheit vor dem Gesetz noch nicht Gleichheit im 
Leben (ist)“./17/ Um die Gleichheit im Leben zu er
reichen, ist es unter bestimmten Voraussetzungen auch 
erforderlich, den Frauen und Mädchen ohne Kinder be
sondere Rechte zu gewähren bzw. besondere Bedingun
gen zu schaffen, damit die aus der Vergangenheit noch 
vorhandene Ungleichheit rasch und zielstrebig über
wunden wird.
Das ist z. B. bei der beruflichen Qualifizierung all
gemein — besonders aber bei der Qualifizierung von 
Frauen zu Produktionsfacharbeiterinnen — der Fall. 
Hier müssen über die in Rechtsvorschriften zur Aus- 
und Weiterbildung der Werktätigen enthaltenen all
gemeinen Regelungen hinausgehende Vergünstigungen 
geschaffen werden, die dazu beitragen, den Bildungs
verlust der Frauen möglichst rasch aufzuholen. Seit dem 
Erlaß der AO über die Förderung von vollbeschäftigten 
werktätigen Frauen für die Ausbildung zu Produktions- 
facharbeiterinnen vom 12. Dezember 1972 (GBL II S. 860) 
hat eine große Anzahl von Arbeiterinnen den Fach
arbeiterabschluß erworben und sich dadurch die Mög
lichkeit geschaffen, auch eine dieser höheren Qualifika
tion entsprechende Arbeitsaufgabe zu erfüllen.
Die berufliche Qualifizierung der Frau muß der des 
Mannes angeglichen werden. Das ist nicht in erster 
Linie ein Problem dieser oder jener Frau, sondern ein 
Problem der ganzen Gesellschaft, das Verantwortung 
des Staates, der Betriebe und der gesellschaftlichen Or
ganisationen begründet. In der DDR ist die von der 
Vollversammlung der Vereinten Nationen am 7. No
vember 1967 angenommene Erklärung zur Beseitigung 
der Diskriminierung der Frauen/18/ auch hinsichtlich 
der beruflichen Qualifizierung Realität. In Art. 9 der 
Erklärung heißt es: „Alle geeigneten Maßnahmen sol
len ergriffen werden, um Mädchen und Frauen, ver
heirateten wie unverheirateten, gleiche Rechte wie Män
nern bei der Bildung auf allen Bildungsstufen zu ge
währleisten.“
Die Aus- und Weiterbildung der Frauen ist heute in der 
DDR Hauptkettenglied bei der weiteren Durchsetzung 
der Gleichberechtigung. Sie ist eine historische Notwen
digkeit und eine unerläßliche Voraussetzung für die 
Persönlichkeitsentwicklung der Frau sowie für die Er
höhung des Anteils der Frauen am Gesamtergebnis der 
gesellschaftlichen Arbeit, insbesondere an der raschen 
Realisierung des wissenschaftlich-technischen Fort
schritts. In dem Maße, wie die Frau eine qualifizierte 
Tätigkeit ausübt, erhöht sich ihr Verantwortungsbe
wußtsein für ihre Arbeit und für die des ganzen Be
triebes, wächst ihr Bedürfnis, schöpferisch tätig zu sein, 
an der Leitung des Betriebes mitzuwirken und die Ar
beit so zu verrichten, daß sie mehr als nur Quelle des 
Gelderwerbs ist
Die Aus- und Weiterbildung der Frauen umfaßt gegen
wärtig folgende hauptsächliche Aufgaben:
— Aufholen noch vorhandener Qualifikationsrückstände 

im Vergleich zu den Männern;
— Ausbildung von Frauen und Mädchen in allen Be

rufen, die sie auf Grund ihrer physischen Besonder
heiten ausüben können;

— Qualifizierung und Befähigung von Frauen für die 
Übernahme von Leitungsfunktionen.

Die gesetzlichen Voraussetzungen dafür, diese Aufgaben 
zu erfüllen, sind weitestgehend gegeben. Es liegt in 
der Verantwortung der Leiter der Betriebe und Einrich
tungen, die materiellen und ideologischen Bedingungen 
weiter zu verbessern, damit die rechtlichen Regelungen 
konsequent durchgesetzt werden. Hierzu gehört auch, 
Vorbehalte, die bei den Frauen selbst noch vorhanden 
sind, systematisch abzubauen.
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Unterstützung der werktätigen Frauen mit Kindern und 
im Zusammenhang mit der Mutterschaft

Die gleichberechtigte Stellung von Frauen mit Kindern 
bzw. im Zusammenhang mit der Mutterschaft wird im 
Arbeitsprozeß durch besondere arbeitsrechtlich garan
tierte Rechte verwirklicht, die der Vereinbarkeit von 
beruflichen und familiären Aufgaben dienen. Diese be
sonderen Rechte bedeuten gezielte staatliche Einfluß
nahme zur Unterstützung dieser Frauen, um ihre tat
sächlich und rechtlich gleiche Stellung mit den anderen 
Werktätigen zu ermöglichen und durchzusetzen. Auf 
diese Weise fördert der sozialistische Staat die Erfül
lung von Aufgaben, die diese Frauen außerhalb des 
Arbeitsrechtsverhältnisses haben, mit den Mitteln des 
sozialistischen Arbeitsrechts. Das ist eine Förderung der 
Frauen nicht nur in ihrem Interesse, sondern im Inter
esse der Familie und der ganzen Gesellschaft.
Sehr deutlich zeigt sich diese Entwicklung an der Ver
wirklichung der umfangreichen sozialpolitischen Maß
nahmen in Durchführung der auf dem VIII. Parteitag 
der SED beschlossenen Hauptaufgabe. Sie ist Ausdruck 
dafür, daß der sozialistische Staat die Vereinbarkeit be
ruflicher und familiärer Aufgaben — nach Maßgabe des 
gesellschaftlichen Entwicklungsstandes und der vorhan
denen ökonomischen Möglichkeiten — intensiv fördert, 
um die ökonomische und soziale Gleichstellung der Frau 
zu vervollkommnen./19/ Gleichberechtigung auf dem 
Gebiet der Arbeit bedeutet eben nicht nur formale 
Gleichstellung. Vielmehr bedeutet sie z. B., daß die 
werktätigen Frauen mit drei und mehr Kindern nicht 
nur gleichen Lohn für gleiche Arbeitsleistung erhalten, 
sondern — unter Berücksichtigung ihrer größeren Pflich
ten im Haushalt und bei der Betreuung und Erziehung 
der Kinder — gleichen Lohn in verkürzter Arbeitszeit 
(40 Stunden in der Woche) und unabhängig von der Lei
stung einen Mindesturlaub von 24 Tagen im Kalender
jahr. Wie alle anderen sozialpolitischen Maßnahmen 
(z. B. die Erhöhung der Mindestlöhne und der Mindest
renten) stellt auch diese Maßnahme eine Weiterentwick
lung der Verteilungsformen im Sozialismus dar.
Die wichtigste Verteilungsart — die K. M a r x  in der 
„Kritik des Gothaer Programms“ allgemeingültig cha- 
rakterisiert/20/ — ist die Verteilung nach der Arbeits
leistung. Sie ist eine völlig neue Qualität gegenüber der 
durch das Kapital Verhältnis bedingten Verteilung. Sie 
ist jedoch historisch begrenzt, da sie bei der Verteilung 
einen gleichen Maßstab an alle Mitglieder der Gesell
schaft anlegt. Deshalb schrieb W. I. L e n i n  hierzu: 
„Und sofort nach der Verwirklichung der Gleichheit 
aller Mitglieder der Gesellschaft in bezug auf den Be
sitz der Produktionsmittel, d. h. der Gleichheit der Ar
beit, der Gleichheit des Arbeitslohnes, wird sich vor 
der Menschheit unvermeidlich die Frage erheben, wie 
sie von der formalen zur tatsächlichen Gleichheit, d. h. 
zur Verwirklichung des Satzes ,Jeder nach seinen Fä
higkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen“ weiterschrei
ten soll.“/21/
Die Verteilung nach der Leistung wird deshalb auch 
zunehmend mit der nicht an der Leistung gemessenen 
Verteilung verbunden, um noch vorhandene tatsächliche 
Ungleichheit generell und auch in bezug auf werktätige 
Frauen mit zusätzlicher familiärer Belastung zu über
winden und auch über diese Verteilungsart höhere Lei
stungen für die Gesellschaft zu stimulieren. Die sozial
politischen Maßnahmen haben das anschaulich bewie
sen. Garantie und Verwirklichung zusätzlicher Rechte 
für werktätige Frauen mit Kindern bzw. im Zusammen
hang mit der Mutterschaft stellen staatlich-rechtliche 
Instrumente der Einflußnahme auf die Gleichberech
tigung der Frau über besondere Förderungsmaßnahmen 
dar.
Eine weitere derartige rechtliche Maßnahme ist die 
durch § 2 Abs. 6 Satz 4 GBA eingeräumte Möglichkeit
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